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Das Projekt
Am vergangenen 20. September bestätigte das präsi-

diale Sekretariat für Planung und Programmierung die
wirtschaftliche, technische und soziale Durchführbarkeit
des Projekts der Franja Transversal del Norte (FTN). Das
Projekt besteht in der Ausbesserung und Erweiterung der
bereits existierenden Strasse zwischen der Finca Gracias
a Diós im Departement Huehuetenango an der Grenze zu
Mexiko und der im Departement Izabal liegenden Stadt
Modesto Méndez, an der die Hauptstrasse von der Haupt-
stadt in den Petén und die Strasse zum Atlantikhafen in
Puerto Barrios vorbei führt. Die Strasse mit einer Länge
von 263 km soll zweispurig ausgebaut und asphaltiert wer-
den.

Laut einer technischen Studie, die vom Ministerium
für Infrastruktur und Wohnungsbau (MICIVI) durchge-
führt wurde, liegen im Einzugsgebiet der FTN 152 Dör-
fer, welche 5% der nationalen Bevölkerung (545’000 Per-
sonen) und 10% des Territoriums (10’091 km²) umfas-
sen. Gemäss MICIVI gehört der Ausbau der FTN zur
Mesoamerikanischen Initiative für Verkehrsintegration im
Rahmen des Plan Puebla Panamá (PPP) der für Guate-
mala den Bau oder die Verbesserung von insgesamt 2'171
km Strasse und 16 Brücken vorsieht. Budgetiert ist der
Ausbau der FTN mit rund 200 Mio. US-$, gemäss MICI-
VI müssen die Gelder für dieses Megaprojekt mehrheit-
lich aus dem Ausland kommen. Ebenfalls wird es eine
ausländische Firma sein, die mit der Planung und der Aus-
führung des Baus beauftragt wird, womit also das Geld
auch wieder ins Ausland abfliesst. Im besten Fall werden
ein paar guatemaltekische Strassenbauarbeiter einen mi-
serablen Lohn erhalten.

Profit und deshalb auch Interesse an dem Projekt
haben in erster Linie die bereits in Guatemala ansässigen
transnationalen Unternehmen, die multilateralen Banken
und Organisationen wie die Interamerikanische Entwick-
lungsbank, die Weltbank und der Internationale Währungs-
fond, die seit über 15 Jahren die Entwicklungs- und Fi-
nanzpolitik Guatemalas „begleiten“. Sie propagieren das
Argument, die wirtschaftliche Entwicklung zu fördern,

um so die Armut zu bekämpfen, in der die Bevölke-
rung lebt.

Ein Blick zurück
Ersonnen wurde das Projekt der FTN Ende der

50er Jahre im Rahmen der von den USA dirigierten
Konterrevolution. Mit Einverständnis der jeweiligen
zivilen und militärischen Regierungen war die FTN weit
mehr als ein simples Kolonisierungs-Projekt. Die Idee
bestand darin, die Region zu bevölkern und landwirt-
schaftlich nutzbar zu machen. Begonnen wurde mit
der Kolonisierung der Ixcán-Region: Indígenas aus Hue-
huetenango gründeten mit Unterstützung von Missio-
narInnen des Maryknoll-Ordens 1969 die Kooperative
Ixcán-Grande. Die Regierung ihrerseits „verteilte“ mit
Unterstützung der staatlichen US-amerikanischen Ent-
wicklungshilfe (US-AID) Parzellen an landlose Bäuer-
Innen aus dem ganzen Land, auch sie mit dem Ziel,
die an Mexiko grenzende Zone zu bevölkern und so-
mit zu „sichern“. Bald wurde die Region zu einer der
am stärksten vom bewaffneten Konflikt betroffenen,
das Interesse des Militärs an guten Strassen war ent-
sprechend gross. Derweil wurden die Entwicklungs-
projekte eingefroren und die Bevölkerung, die auf die
technische und ökonomische Hilfe angewiesen war,
wurde ihrem Schicksal und dem Krieg überlassen.

Eine andere Art der Kolonisierung begann mit der
Vergabe von Lizenzen für Öl-Bohrungen und Minen-
bau in der Urwaldregion. Rund um diese Industrien
bildeten sich Dörfer und Siedlungen. Mit der Unter-
zeichnung des Abkommens über die Rückkehr der ver-
triebenen Bevölkerung im Jahre 1993 kehrten Tausen-
de von Familien aus dem mexikanischen Exil in die
Region zurück. Auch ihnen wurde Land versprochen.
Eine Eigenart der staatlichen Agrarpolitik in Gebieten
wie der FTN ist, dass die BesitzerInnen von Parzellen
gezwungen sind, das Land zu bearbeiten, was in die-
sem Gebiet in erster Linie die Rodung des Urwald be-
deutet. Tun sie dies nicht, wird ihnen die Parzelle, von
der sie oft keinen Titel besitzen, wieder enteignet.

Franja Transversal del Norte – Entwicklung oder Ausbeutung?
Mit der Ankündigung und beginnenden Umsetzung der verschiedenen regionalen Infrastrukturprojekte, die im

Rahmen des Plan Puebla Panamá (PPP) realisiert werden, ist auch die Ausbesserung und Erweiterung der Strasse,
die den Pazifik und den Atlantik im Norden Guatemalas verbindet, als politisches und finanzpolitisches Thema
wieder auf dem Tisch. Was die einen als Fortschritt und Entwicklung propagieren, wird vor allem aus Umwelt- und
Antiglobalisierungskreisen sehr kritisch hinterfragt.
Sowohl Inforpress Centroamericana in seiner Nr. 1587 wie auch die Crítica Global, das Bulletin der Mesa Global de
Guatemala haben sich der Franja Transversal del Norte (FTN), wie diese Verbindungsstrasse heisst, angenommen.
Wir haben diese beiden Artikel in einem zusammengefasst.
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„Der Fortschritt kommt dahin, wo die
Strassen hinführen“

Dies ist die Begründung, mit der
heute der Ausbau der Franja Tranver-
sal del Norte vorangetrieben wird. Ge-
mäss MICIVI ist die FTN eines der wich-
tigsten Projekte in Oscar Bergers Regie-
rungsplan. Man beruft sich dabei auf
die Friedensabkommen, in denen fest-
gehalten wurde, dass die während des
Krieges stark betroffenen Departements
wie Alta Verapaz und Quiché (und so-
mit auch der Ixcán), gefördert werden
müssen.

So erhofft man sich mit dem Aus-
bau der Strasse auch wirtschaftlichen
Fortschritt für die Region. „Ist erst mal
die Strasse gebaut, kommt der Rest von
selber“, heisst es im MICIVI. Gemeint
ist damit Bildung, Gesundheit und
Reichtum. Doch wie sehen die wirt-
schaftlichen Möglichkeiten entlang der
FTN aus und wen begünstigen sie? Die
landwirtschaftliche Produktion konzen-
trierte sich lange Zeit auf den Anbau
von Mais, Bohnen, Reis, Kaffee, Kar-
damom, Kakao, Kautschuk, Zitrus- und
andere "Tropen"- Früchte wie Papaya
und Ananas. Während die ersten drei
Produkte vor allem für den Eigenkon-
sum und den Verkauf auf dem regiona-
len und nationalen Markt angebaut
wurden, kultivierte man die anderen Pro-
dukte für den Export.

Vor allem der Kaffee war ein wichti-
ger Exportartikel, doch mit dem Zerfall
des Kaffeepreises seit dem Jahr 2000 ist
dieser Handel weitgehend zusammen-
gebrochen. Dies führte dazu, dass sich
die Leute in der Region neue Überle-
bensstrategien ausdenken mussten, was
in vielen Fällen die Migration in den Nor-
den bedeutet. Gleichzeitig hat aber in
der Zone der illegale Handel zugenom-
men, sei dies der Menschenhandel, der
Drogenhandel oder der illegale Handel
mit Tropenholz. Dazu kommt der zwar

legale, aber in erster Linie ausländische
Firmen begünstigende Handel mit Mi-
neralien, Holz und Öl, der mit dem Aus-
bau der FTN intensiviert werden wird.

Die Region um die FTN gehört zu
den reichsten im Land in Sachen Biodi-
versität. Mit ihrem feuchtwarmen Klima
beherbergt sie eine für Guatemala ein-
zigartige Flora und Fauna und ist neben
der Sierra de Los Chuchumatanes und
den Urwäldern des Petén eine der wich-
tigen „Lungen“ des Landes und Mittel-
amerikas überhaupt.

Der Ausbau dieses „trockenen Ka-
nals“ (in Anlehnung an den Panamáka-
nal, der ja ebenfalls den Kontinent in
Ost-West-Richtung durchzieht) hat
nicht nur Auswirkungen auf die Umwelt
und die Produktion. Er wird auch Ein-
fluss auf die Landbesitz- und die demo-
graphischen Verhältnisse haben. Mit
dem Bau von sogenannten Handelszen-
tren direkt an der FTN, wo arbeitsplatz-
schaffende Maquilas angesiedelt wer-
den, findet eine interne Migration statt,
und wer nicht unmittelbar im Einzugs-
gebiet der FTN lebt, wird wohl noch
mehr abgeschnitten sein als bisher.

Zukunftsperspektiven
Die Gretchenfrage lautet, was die

guatemaltekische Regierung für politi-
sche und rechtliche Massnahmen ergrei-
fen wird, um den gänzlichen Ausver-
kauf dieser Region zu verhindern und
ein ökologisches Paradies zu erhalten.
Und was wird die Bevölkerung unter-
nehmen, um ihr Land und die sie ernäh-
rende Natur zu verteidigen? Gemäss
Mesa Global gibt es bisher keine orga-
nisierten Bestrebungen seitens der im
Einzugsgebiet der FTN lebenden Bevöl-
kerung, wie es das z.B. in San Marcos
oder Izabal im Zusammenhang mit den
Gold- und Nickelminen gibt. In ihrem
Bulletin macht sie deshalb auf einige
Punkte aufmerksam, die bei der weite-

ren Verfolgung des Projekts im Auge be-
halten und verteidigt werden müssten:

- Respekt der sozialen, kulturellen
und biologischen Diversität. Keine Pri-
vatisierung der Biodiversität, Respek-
tierung des geistigen Eigentums, strik-
te Regulierung über genetische Versu-
che und Verbot der Produktion oder des
Handels von transgenetischen Produk-
ten.

- Garantie auf Selbstversorgung,
speziell im Fall des Wassers: Keine Pri-
vatisierung von und kein Handel mit
Wasser. Schutz und Pflege der Quellen
und Flüsse, Zugang zu Wasser für alle
BewohnerInnen der Region. Keine Was-
serverschmutzung.

- Schutz der Wälder und des Kli-
mas: Keine Abholzung bzw. eine Auf-
forstung der abgeholzten Wälder. Spe-
zielle Pflege der Wälder, aus denen Quel-
len entspringen. Keine Monokulturen
in den aufgeforsteten Gebieten. Förde-
rung eines verantwortungsvollen Um-
gangs bei der Nutzung der Wälder zur
Selbsversorgung, Nutzung kann auch
Pflege sein.

- Recht auf Nahrungssicherheit:
Garantie, dass jede Person über die Nah-
rung verfügt, die sie für ihre Entwick-
lung braucht. Transparenz über die Zu-
sammensetzung von Lebensmitteln,
Förderung einer diversifizierten Land-
wirtschaft, ohne genetisch veränderte
Produkte und ohne Giftstoffe.

- Wirtschaftliche Gerechtigkeit:
Förderung von KleinproduzentInnen
durch Kredite, direkter Zugang zum
Markt ohne Zwischenhändler. Einhal-
tung des Artikels 169 der Internationa-
len Arbeitsorganisation über die Rech-
te der indigenen Bevölkerung, Einhal-
tung der nationalen Gesetze bezüglich
Dezentralisierung und Entwicklungsrä-
ten. Förderung von demokratischen
Strukturen auf lokaler, nationaler, regio-
naler und globaler Ebene.

Guatemala, 04. Dez. Das Latein-
amerikanische Frauennetzwerk zur
Transformation der Ökonomie (REM-
TE) startete eine Kampagne gegen die
Ratifizierung der Freihandelsabkommen
ALCA und TLC, mit der Begründung,
diese würden negative Konsequenzen
haben für die Bevölkerung der daran
beteiligten Länder, speziell für die Frau-
en.

Gemäss einer Presseerklärung der
REMTE ersetze und verhindere der neo-
liberale Freihandel, wenn er als Doktrin
und Politik angewendet wird, eine inte-
grale und gleichberechtigte Entwick-
lung und fördere die Feminisierung der

Armut. Die Idee des freien Wettbewerbs,
der diese Freihandelsabkommen cha-
rakterisiere, erhöhe die Gewalt gegen
Frauen in der Arbeitswelt und fördere
die geschlechtsspezifischen Ungerech-
tigkeiten bezüglich des Lohns und der
Arbeitsmöglichkeiten für Frauen, die in
Randbereiche wie den informellen Markt
oder die Maquilas gedrängt werden.

Die Mitglieder des Netzwerkes be-
tonen, dass die Ratifizierung der neoli-
beralen Politiken eine grössere Instabi-
lität, mehr Ausbeutung und noch kras-
sere Formen der Kontrolle über die Ar-
breiterinnen, wie zum Beispiel die obli-
gatorischen Schwangerschaftstests,

nach sich ziehe. Ebenso befürchten sie
eine Zunahme der sexuellen Übergriffe
an Arbeiterinnen und eine Schwächung
der Gewerkschaften.

Der Freihandel habe auch die Ver-
marktung des weiblichen Körpers zur
Folge, den Frauenhandel und den Sex-
tourismus, zwei Bereiche, von denen
immer jüngere Frauen betroffen sind.

In REMTE sind verschiedene Frau-
enorganisationen und unabhängige Fe-
ministinnen Lateinamerikas zusammen-
geschlossen. Gemeinsam initiierten sie
die Kampagne „Ja zum Leben – Nein
zum ALCA. Ein anderes Amerika ist
möglich.“

„Ja zum Leben, Nein zum ALCA“
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Bildung – bald Privatsache?
Guatemala, 08. Dez. Das erste Jahr

im Bildungssektor unter der Verwaltungs-
leitung der Ingenieurin María del Carmen
Aceña war überschattet von Streitigkei-
ten und Unstimmigkeiten mit den organi-
sierten LehrerInnen. Diese beklagen den
Mangel an Einbeziehung und Dialog, die
Stärkung der Bildungsqualität steht der-
weil auf der Flagge der Autoritäten. Wäh-
rend VertreterInnen beider Sektoren
grundlegende Richtlinien vorschlagen, um
die Beziehung zwischen ihnen zu verbes-
sern, bleiben Zweifel bestehen ob Privati-
sierungsinteressen innerhalb des Sektors.
Sandra Verónica Rodas von Inforpress
centroamericana hat dies analysiert und
kommt zum vorliegenden Ergebnisbe-
richt.

Diverse Studien weisen darauf hin,
dass ein höheres Bildungsniveau der Ge-
sellschaften wesentlicher Faktor für die
Entwicklung des so genannten Human-
kapitals, die Reduzierung der Armut und
das wirtschaftliche Wachstum sowie für
die Stärkung demokratischer Institutio-
nen und der Regierbarkeit in den jeweili-
gen Ländern darstellt. Der Deckungsgrad
und die Qualität des Bildungsangebots
sind dabei Schlüsselelemente hinsichtlich
dieser Ziele.

Das Bildungssystem in Guatemala
wird hinsichtlich dieser beiden Aspekte
als defizient bewertet. Gemäss dem Bil-
dungsplan 2004-2007 des zuständigen
Ministeriums (MINEDUC) betrug die
Abdeckung des Vorschulangebots im Jahr
2002 knapp 42%, in der Grundschule
87,5%, 27,5% im Bereich der mittleren Rei-

fe und 16,7% im Berufsvorbereitenden
Schulsektor.

Um die Bildungsqualität zu erfassen,
werden u.a. gern die berühmt berüchtig-
ten „internen Effizienzindikatoren“ zu Rate
gezogen, die die Anzahl der ins nächste
Schuljahr versetzten und die der die Klas-
se wiederholenden SchülerInnen ange-
ben. Hier weist Guatemala also ebenfalls
ungünstige Ergebnisse auf, eine Tatsa-
che, die beispielsweise im Jahr 2001 43%
des Haushaltes des Ressorts von insge-
samt knapp 1,9 Mrd. Quetzales verschlang.
Aufgrund der Beobachtung, dass diese
Phänomene besonders in der Grundschu-
le auftreten, der Nationale Bildungsplan
gleichzeitig u.a. vorgibt, die Bildungsqua-
lität zu verbessern, wurde das Programm
„Rettet die erste Klasse“ ins Leben geru-
fen. Obwohl dieses Programm auf dem In-
teresse beruhte, jene 35 Tausend Mäd-
chen und Jungen, die zwar etwas, jedoch
zur Versetzung nicht ausreichend genug
gelernt hatten, stellte es zugleich einen
weiteren Reibungspunkt zwischen Bil-
dungsautoritäten und dem Lehrkörper dar,
und zwar von Beginn der Legislaturperi-
ode an.

Das Hin und Her zwischen den bei-
den Sektoren, das gelegentlich selbst die
SchülerInnen und Eltern mit einbezog,
manifestierte sich am deutlichsten in den
Auseinandersetzungen um die Verwer-
fung der Vereinbarung zur Schaffung von
13 Tausend Lehrvertragsstellen, die noch
aus der Zeit der vorherigen Regierung
stammte, um die Streichung des Bildungs-
gutscheins für „Sitzenbleibende“ und um
die Evaluation für SchülerInnen der mitt-
leren Reife und des Programms „Rettet die
erste Klasse“. (siehe ¡Fijáte! 322)

Ebenso gerieten Initiativen, an de-
nen sich Unternehmensgruppen beteiligt
und mit dem Ministerium zusammengear-
beitet hatten – wie den „Bleistiftmara-
thon“, „Bücher für Liebe“, die Schultüte
oder der Wiederaufbau von Schulgebäu-
den – ins Schussfeld der Kritik und be-
stärkten die VertreterInnen der Lehrer-
schaft in ihren Vermutungen hinsichtlich
einer mögliche Privatisierung von be-
stimmten Bildungsdienstleistungen.

So ist Joviel Acevedo von der Na-
tionalen Magisterialversammlung
(ANM) davon überzeugt, dass Unterneh-
mensgruppen wie der entsprechende In-
teressensverband CACIF und die so ge-
nannten „UnternehmerInnen für die Bil-
dung“ sowie das Nationale Wirtschafts-
forschungsinstitut CIEN gemeinsam ein
solches Privatisierungsinteresse verfol-
gen. „Sie sind diejenigen, die tatsächlich
regieren und Einfluss nehmen auf die Ent-
scheidungen der Ministerin während sie
zugleich versuchen, sich dem letzten zu

bemächtigen, was es von der staatlichen
Bildung noch gibt.“ Für diese Gruppen,
so Acevedo, sei das Bildungsressort eine
politische Beute. Mit ihren zahlreichen
Schulprogrammen streben die Unterneh-
men ständig danach, ihre Schäfchen ins
Trockene zu bringen. Mittels der Über-
nahme einer Patenschaft für eine Schule
entgehen sie zudem dem Fiskus, betrü-
gen das Volk und übergeben die Funktio-
nen des Staates in die Hände der Eltern.

Vizeministerin Meza betrachtet da-
gegen die Position der RepräsentantIn-
nen der Lehrerschaft als Verzerrung der
Prozesse. „Das einzige, was wir verfolgen,
sind strategische Allianzen mit einigen
privaten Unternehmen, um die Bildungs-
qualität zu steigern. Wir müssen einse-
hen, dass alle Körperschaften des Lan-
des zusammenarbeiten müssen, damit das
Land vorankommt. Wir können nicht mit
dem Streit weitermachen zwischen dem
Staatlichen und dem Privaten, das bringt
uns zu nichts.“ So die Stellungnahme von
Meza.

Für Jorge Lavarreda, dem Leiter des
CIEN liegt der offensichtliche Grund für
die Beschuldigung der Einflussnahme des
CIEN auf die Ministerin in der Tatsache,
dass diese vor ihrem Staatsmandat die
Leitung des Forschungsinstituts innehat-
te. Als weitere mögliche Ursachen für die
Kritik von Seiten der Lehrenden nennt
Lavarreda die zahlreichen Untersuchun-
gen, die das CIEN über den Bildungssek-
tor gemacht hat und die im Bildungsplan
2004-2007 ihren Niederschlag gefunden
hätten. Dabei weist er darauf hin, dass
das CIEN lediglich für die diese beantra-
genden Institutionen Handlungsvor-
schläge erarbeitet und zur Endfassung des
Nationalen Bildungsfahrplans nur als be-
ratende Instanz beigetragen habe. „Spe-
ziell zum Thema Bildung besteht unser
Hauptziel darin, die Schulautonomie zu
fördern. Das könnte als eine Privatisierung
interpretiert werden.“

Auch Gabriel Biguria, Präsident der
Unternehmen für die Bildung weist je-
des Privatisierungsinteresse von sich.
„Grundsätzlich handeln wir in Form einer
Hilfsfunktion, wenn das Ministerium dar-
um bittet.“

Während Vize Meza in Bezug auf die
Verbesserung der Situation die Einhaltung
der Regeln und Respektierung der Geset-
ze propagiert und gleichzeitig die Forde-
rung der von den ministerialen Entschei-
dungen Betroffenen nach Beteiligung an
den entsprechenden Prozessen als stö-
rend abwertet, beruft sich ANM-Vertreter
Acevedo auf die Vereinbarungen der na-
tionalen Dialoge zur Bildungsreform, in
denen eindeutig die Teilnahme der muni-
zipalen Bildungsräte verabredet wurde.
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Guatemala, 29. Nov. Die Wunden
sind noch nicht verheilt, noch sind viele
Massengräber zu exhumieren, während
weder der Staat noch die Gesellschaft die
Tragweite der Problematik vollständig zu
erfassen scheinen. Dies ist eine der
Schlussfolgerungen aus der Politischen
Deklaration, die bei der Pressekonferenz
am Ende des „Ersten Treffens zu Rassis-
mus und Genozid“ verlesen wurde. 647
Personen, darunter 338 Frauen und 309
Männer aus allen Teilen des Landes, Mit-
glieder von zivilgesellschaftlichen Orga-
nisationen, Angehörige von Opfern und
Überlebende der Massaker Anfang der
80er Jahre, VertreterInnen aller Kulturen
des Landes, erarbeiteten bei dieser Kon-
ferenz vom 22. bis 24. Nov. einen Forde-
rungskatalog an die Regierung, an den
Kongress, ans Justizsystem, an die Kom-
munikationsmedien und an die Gesell-
schaft an sich, in dem sie auf die ausste-
hende Agenda zum Aufbau einer pluri-
kulturellen, mulitethnischen und gerech-
ten Nation verwiesen.

Während eingeladene Herren wie der
Präsident des Obersten Gerichtshofs
(CSJ), der Oberstaatsanwalt und der Vize-
präsident der Republik, denen das Doku-
ment überreicht werden sollte, auf die ei-
gene oder auch stellvertretende Teilnah-
me verzichteten, unterstrich Frank LaRue
als einziger anwesende Staatsvertreter
das Anliegen der Konferierenden: „Es
gibt immer noch Leute selbst in öffentli-
chen Positionen, die weiterhin die Mas-
saker verleugnen. Es ist der Moment ge-
kommen, dass der Staat und die Gesell-
schaft darüber reden, was in Guatemala
passiert ist.“

Neben der Anklage des Justizsy-

stems, im Wesentlichen einsprachig zu
sein und Autoritäten mit Maya-Herkunft
in der Justizverwaltung nicht anzuerken-
nen, nahm das Plenum Stellung zu The-
men wie dem rassistisch geprägten Zu-
gang zu Land, dem Minenbergbau und
den Freihandelsabkommen, die „die Rech-
te der indigenen Völker bedrohen“.

Bis zum heutigen Tage werde ein
System von Vorurteilen und Werten ali-
mentiert und perpetuiert, welches sowohl
auf individueller als auf kollektiver Ebene
den politischen, sozialen, wirtschaftlichen
und kulturellen Ausschluss der Mehrheit
der guatemaltekischen Gesellschaft
schafft. Als Konsequenz des histori-
schen, systematischen und kontinuierli-
chen Missbrauchs seien die indigenen
Völker verurteilt zu einem Leben in offen-
sichtlicher Armut, extremer Armut und pre-
kären Lebensumständen.

In den Arbeitsgruppen auf der Kon-
ferenz, die die Themen analysierten, wel-
che letztendlich in das politischen Ab-
schlussdokument einfliessen sollten,
stimmte man darin überein, dass die Glo-
balisierung und die neoliberalen Politiken
zusätzlich dazu beitrügen, die Marginali-
sierung der bereits benachteiligten Bevöl-
kerungsgruppen zu stützen. Ein weiteres
Untersuchungsergebnis beleuchtet, dass
einige Kommunikationsmedien systema-
tisch Stereotype verbreiteten, die die be-
stehende Rassismus-Problematik ver-
stärkt. Dem Pressesektor wurde zudem
vorgeworfen, das Thema der Gewalt ge-
gen Frauen unangemessen zu behandeln.

Abschliessend forderten die Teil-
nehmenden die Einführung von effekti-
ven Mechanismen für die Beteiligung und
Repräsentation der indigenen Völker im

Genozid, der stärkste Ausdruck von Rassismus
Staat und im demokratischen System.

Der Name dieses Treffens löste in
gewissen Kreisen Unbehagen und Kritik
aus. Dania Rodríguez Martínez fragte sich
zum Beispiel in einer Analyse im Reporte
Diario Nr. 638 von I-DEM, ob das, was in
Guatemala vorgefallen ist, tatsächlich als
rassistisch motivierter Genozid bezeich-
net werden könne. Gemäss der Genozid-
Definition des Statutes von Rom handle
es sich auf alle Fälle um Genozid, Ro-
dríguez Martínez gibt auch zu, dass die
Mehrheit der Opfer aus der indigenen
Bevölkerung stammten und dass das ras-
sistische Denken dem grössten Teil der
guatemaltekischen Bevölkerung inhärent
sei. Sie bezweifelt jedoch, dass die Aus-
rottung der indigenen Bevölkerung das
Hauptziel des Genozids gewesen sei und
der Grund, auf dem das Militär das Mor-
den und Töten basiert habe. Sie glaubt
vielmehr, dass es darum gegangen sei, den
politischen Feind, die Guerilla, zu bekämp-
fen und dass die indigenen Gemeinden
deshalb Ziel der militärischen Aktionen
gewesen seien, weil sie (aus historisch-
politischen und geographischen Gründen,
die Red.) der Guerilla als soziale Basis ge-
dient hätten. Weiter verweist sie darauf,
dass auch Nicht-Indígenas und Personen
aus allen sozialen Schichten Opfer von
Verfolgung, Folter, Mord und Massaker
geworden seien.

Doch auch Rodríguez Martínez strei-
tet nicht ab, dass unabhängig der Diskus-
sion darum, ob der Genozid rassistischen
Ursprungs sei, Verbrechen gegen die
Menschlichkeit begangen worden seien,
die verfolgt und bestraft werden müssten
und dass der Straflosikgkeit ein Ende ge-
setzt werden müsse.

CIDH  verurteilt Guatemala im Fall Plan Sánchez
Costa Rica, 09. Dez. Der Interame-

rikanische Menschenrechtsgerichtshof
(CIDH) verurteilte den guatemaltekischen
Staat als verantwortlich für das am 18. Juli
1982 begangene Massaker im Ort Plan de
Sánchez, Baja Verapaz. Dabei kamen 368
Personen aus Plan de Sánchez und 13 um-
liegenden Dörfern ums Leben. Mit dem
Urteil des CIDH wurden die moralischen
wie ökonomischen Wiedergutmachun-
gen festgelegt, welche der guatemalteki-
sche Staat den Opfern bzw. deren Hinter-
bliebenen leisten muss.

Dazu gehört ein öffentliches Schuld-
bekenntnis über die während der 80er Jah-
re angewandte Politik des Genozides, in
diesem Fall gegen Angehörige der Achí-
Mayas. Ebenso wird vom Staat verlangt,
dass er die Opfer und ihre Nachkommen
um Verzeihung bittet sowohl für die mate-
riellen Schäden wie auch für die materiell

nicht wieder gut zu machende Zerstörung
ihrer Tradition, ihrer Identität, ihrer Kul-
tur.

Die RichterInnen des CIDH begrün-
deten ihr Urteil mit dem „Mangel an Sorg-
falt bei den Untersuchungen und des Pro-
zesses sowie der Hindernisse, die dem Fall
in den Weg gestellt wurden“. Sowohl die
guatemaltekische Staatsanwaltschaft wie
die zuständigen Gerichte hätten sich
durch fehlenden Willen an der Aufklärung
der Begebenheiten rund um das Massa-
ker ausgezeichnet, weshalb es bisher un-
möglich gewesen sei, die materiell und in-
tellektuell Verantwortlichen zur Rechen-
schaft zu ziehen. Das CIDH betonte, dass
„die herrschende Straflosigkeit die Erin-
nerung an das Geschehene im kollektiven
Gedächtnis der Opfer wach hält und eine
Rekonstruktion des sozialen Gefüges un-
möglich macht.“

Das Menschenrechtszentrum
CALDH, das die Opfer berät und beglei-
tet, besteht darauf, dass die Untersuchung
des Geschehenen, die Verfolgung und
Bestrafung der Täter ein wichtiger Schritt
für die Erlangung von Versöhnung und
Frieden sei. CALDH hofft, dass das Ur-
teil des CIDH ein Präzedenzfall sei für die
Anklagen im Fall von 23 Massakern, für
die es die Ex-Generäle Efraín Ríos Montt
und Romeo Lucas García verantwortlich
macht.

Gleichzeitig mit dem Urteil zu Plan
de Sánchez fällte der Interamerikanische
Menschenrechtsgerichtshof ein Urteil
im Fall des von damaligen Zivilpatrouil-
len (PAC) ermordeten Journalisten Jor-
ge Carpio und  verlangte von der guate-
maltekischen Regierung die Wiedergut-
machung in Form von 1 Mio. US-$ an
die Familie von Carpio.
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Guatemala, 28. Nov. Ein Aufgebot
von 300 Polizisten und 50 Soldaten stell-
te in Aguacatán, Huehuetenango, Ruhe
und Ordnung wieder her, nachdem die
organisierte Bevölkerung einen Tag zu-
vor 14 Polizisten und einen evangelika-
len Pfarrer als Geiseln nahm. Mit der Gei-
selnahme erzwangen sie Verhandlungen
mit einer von der Regierung eingesetz-
ten Kommission, um ein Problem zu lö-
sen, welches das Dorf seit einem Jahr in
Zwist leben lässt.

Der Konflikt in Aguacatán begann
mit der Wiederwahl des Bürgermeisters
Pablo Escobar Méndez vor einem Jahr.
Die Wiederwahl kam überraschend für
den grössten Teil der Bevölkerung und
gelang Escobar Méndez nur deshalb,
weil es insgesamt etwa 10 Gegenkandi-
daturen gab und sich die Stimmen auf
diese verteilten. So konnte er mit bloss
19,5% der Stimmen seinen Posten be-
halten.

Der Bürgermeister wird beschul-
digt, 1,3 Mio. Quetzales hinterzogen zu

haben, ein Verdacht, der sich bei einer
Untersuchung des Nationalen Rech-
nungsprüfungshofs (CGCN) verhärtete.

Die sozioökonomische Situation in
Aguacatán fördert die Unzufriedenheit
der BürgerInnen. Die Haupteinnahme-
quelle der Bevölkerung sind die Geld-
sendungen aus dem Ausland, die wirt-
schaftlichen Möglichkeiten vor Ort sind
seit dem Rückgang des Preises für Knob-
lauch, der auf den Feldern Aguacatáns
im grossen Stil angebaut wird, sehr be-
schränkt. Dazu kommen die Abholzung
und die daraus resultierende Erosion
des Bodens sowie das Fehlen jeglicher
Industrie, das die Leute in die Migration
drängt. Als Antwort darauf liess Esco-
bar Méndez während seiner ersten Amts-
zeit eine breite und partizipative Unter-
suchung  durchführen, aus deren Ergeb-
nissen er einen sogenannten langfristi-
gen Entwicklungsplan erarbeitete.

Nach den Wahlen vor einem Jahr
bildete sich in Aguacatán ein BürgerIn-
nenkomitee, das Prozesse gegen Esco-

Polizei und Militär in Aguacatán
bar Méndez einleitete und seinen Rück-
tritt forderte. Die Bevölkerung verun-
möglichte dem Bürgermeister auch, das
Bürgermeisteramt einzunehmen, wes-
halb er sich gezwungen sah, seinen
Amtssitz ins 10 km von Aguacatán ent-
fernt gelegene San Juan zu verlegen.

Escobar Méndez selber leugnet
sämtliche Anschuldigungen gegen ihn
und will von einem Rücktritt nichts wis-
sen. Immerhin erklärte er sich zu Gesprä-
chen mit der Verhandlungskommission
der Regierung bereit, der unter anderem
der Vize-Innenminister, der Gouverneur
von Huehuetenango, das Sekretariat für
strategische Analysen sowie Frank La-
Rue von der regierungseigenen Men-
schenrechtskommission angehören.
Man kann gespannt sein auf das Ver-
halten dieser Kommission: Deckt sie den
demokratisch gewählten Bürgermeister
oder stellt sie sich auf die Seite der orga-
nisierten BürgerInnen und legitimiert
somit deren nicht unbedingt demokrati-
sche Vorgehensweise in dem Konflikt?

Guatamala, 29. Nov. Konsternati-
on und Angst löste in Gewerkschafts-
kreisen die Ermordung des Gewerkschaf-
ters Julio Rolando Raquec aus. Raquec
war Generalsekretär der Gewerkschaft
für Transport sowie der Gewerkschaft
unabhängiger ArbeiterInnen und Mit-
glied der Guatemaltekischen Gewerk-
schaftszentrale (CGTG).

Raquec erhielt seit mehreren Mo-
naten Todesdrohungen, seinen Töch-
tern wurde mit Vergewaltigung gedroht
und sein Haus wurde bereits einmal
überfallen. Anzeigen bei den zuständi-
gen Behörden zeigten keine Konse-
quenzen. Obwohl bisher nicht geklärt ist,
ob die Ermordung mit seiner Gewerk-
schaftsarbeit im Zusammenhang steht,
oder ob Raquec Opfer der „allgemeinen
Kriminalität“ wurde, verlangt der CGTG-
Generalsekretär José Pinón die soforti-
ge Aufklärung des Verbrechens und for-
derte die Staatsanwaltschaft auf, end-
lich ihre Komplizenschaft mit den Tätern
solcher Verbrechen aufzugeben.

Gewerkschafter
ermordet

Drohungen gegen Kongressabgeordnete Nineth Montenegro
Guatemala, 08. Dez. Die jüngsten

Todesdrohungen gegen die Kongressab-
geordnete Nineth Montenegro hängen
gemäss amnesty international mit ihrer
Hartnäckigkeit bei Korruptionsuntersu-
chungen gegen hochrangige Militärs zu-
sammen. Dabei geht es um die  Hinterzie-
hung von über 133 Mio. US-$ in drei ver-
schiedenen militärischen Institutionen
während der Jahre 2000 bis 2004. (siehe
¡Fijáte 323)

Als Erster musste diese Woche En-
rique Ríos Sosa, der Sohn von General
Efraín Ríos Montt, vor Gericht erschei-
nen. Ríos Sosa war vom 1.1. bis 30. 6. 2001
Chef des Finanzdepartements des Mili-
tärs. In diesem Zeitraum verschwanden
30 Mio. Quetzales aus der Militärkasse,
durch offenbar von ihm unterzeichnete
Schecks. Die Hoffnung auf einen Frei-
spruch mangels Beweise musste Ríos
Sosa begraben, die zuständige Richterin,
Silvia de León, entschied, ihn wegen Un-
terschlagung zu belangen, erlegte ihm eine
Kaution von 100’000 Q auf, stellte ihn
unter Hausarrest und liess ihn von dan-
nen ziehen. Kritik erntete de León, weil
sie offenbar den zuständigen Richter für
Korruptionsfälle, Celvin Galindo, nicht -
oder zu spät - über die Einvernahme von
Ríos Sosa infomierte. Galindo seinerseits
beschuldigte die Richterin, den Vorgela-
denen nur zu einem Teil der ihm zur Last
gelegten Anschuldigungen befragt zu
haben.

Eine weitere Reaktion auf die dank
Montenegro eingeleiteten Untersuchun-

gen, ist der Entzug des US-Visums für
sechs des Betrugs im Präsidialen Gene-
ralstab (EMP) beschuldigte Militärs und
vier Zivilisten. Ihnen wird vorgeworfen,
zwischen 2000 und 2003 insgesamt rund
230 Mio. Quetzales aus den Militärkas-
sen abgezogen zu haben.

Derweil geht auch das Rätselraten
um das Schicksal des seit April ver-
schwundenen und vor kurzem tot aufge-
fundenen José Raúl Cerna Ramírez weiter.
Cerna Ramírez, ebenfalls ehemaliger Fi-
nanzchef des EMP, wurde als einer der
Hauptzeugen – und Mitbeteiligten – der
millionenschweren Hinterziehungen im
EMP gehandelt. Er lieferte sich am Tag
seines Verschwindens mit einer Salzsäu-
re-Vergiftung ins Spital ein, verstarb we-
nige Stunden später, ohne dass irgend-
wer informiert wurde oder nach ihm frag-
te. Unterdessen macht das Gerücht die
Runde, dass Cerna Ramírez nicht freiwil-
lig von diesem Gift getrunken habe, son-
dern dass er von seinen eigenen „Vertrau-
ensleuten“ dazu gezwungen und absicht-
lich vergiftet wurde, damit es nie zu einer
Zeugenaussage kommen kann. Ein ande-
res Gerücht zweifelt daran, dass es sich
bei dem Toten überhaupt um Cerna
Ramírez handelt.

Bisherige Untersuchungen ergaben,
dass es beim zuständigen Gericht in Villa
Nueva, wo Cerna Ramírez begraben wur-
de, ein Dossier mit seinem Namen gab,
das jedoch „wegen Arbeitsüberlastung“
zuunterst in der Schublade liegenblieb bis
es bei einer internen Reorganisation im

Oktober wieder zum Vorschein kam.
Obwohl die Familienangehörigen bei

der Exhumierung der Leiche sofort erklär-
ten, es handle sich um den vermissten
Cerna Ramírez, will man mit einer offiziel-
len Stellungnahme noch warten, bis die
Ergebnisse einer DNA-Analyse vorliegen.
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Guatemala, 08. Dez. Die rund 500
internationalen Teilnehmenden am Welt-
forum zur Agrarreform, das vom 5. bis
8. Dezember im spanischen Valencia
stattfand, schlossen ihre Veranstaltung
mit Vorschlägen für Ansätze und Strate-
gien sowie mit einem gemeinsamen Ak-
tionsplan gegen die Weltbank, den In-
ternationalen Währungsfond und die
Welthandelsorganisation. Dabei artiku-
lierten sie eine klare Anklage des neoli-
beralen Agroexport-Modells und eine
ablehnende Stellungnahme der Gewalt
und Kriminalisierung des BäuerInnen-
protests. Vornehmlich die Politik der
Weltbank zerstöre die bäuerliche Kultur
und die Zugangsmöglichkeiten zu
grundlegenden Ressourcen wie Wasser,
Land und Saatgut, so das Abschlussdo-
kument. Stattdessen bemächtigten sich
die transnationalen Unternehmen dieser
Ressourcen, betrachteten sie jedoch le-
diglich als Spekulations- und Handels-
wert, was keinerlei landwirtschaftlichen

Aspekt mit einbeziehe unterdessen mehr
als 800 Mio. Menschen auf der Welt an
chronischem Hunger litten

Derweil machte die guatemalteki-
sche Agrarorganisation Vía Campesina
darauf aufmerksam, dass das Land viel
mehr ist als ein Produktionsfaktor. Es
stelle ein gesellschaftliches Gut dar, das
für die zukünftigen Generationen ge-
schützt werden müsse. Der guatemalte-
kischen Regierung wurde von den am
Forum anwesenden VertreterInnen der
guatemaltekischen BäuerInnenbewe-
gung völliges Desinteresse an der Pro-
blematik und ein daraus folgender Man-
gel an kongruenten Politikansätzen in
Bezug auf das Katasterwesen, die Agrar-
reform und die ländliche Entwicklung
vorgeworfen. Auch wurde der repressi-
ve und gewaltsame Umgang der Regie-
rung mit den BäuerInnen auf diesem in-
ternationalen Forum angeklagt und pub-
lik gemacht.

Im Land selbst besteht der Protest

Weltforum zur Agrarreform
der BäuerInnen ebenfalls fort. Die Ar-
beits- und Agrarsituation verschärft sich
kontinuierlich, weder tragen die Ver-
handlungen der Paritätischen Lohnkom-
mission Früchte zu Gunsten der Arbei-
tenden, noch setzt sich das Arbeitsmi-
nisterium dafür ein, dass zumindest der
staatlich verordnete Mindestlohn tat-
sächlich ausgezahlt wird und entspre-
chende Klagen vor dem Arbeitsgericht
Konsequenzen mit sich bringen.

Dabei wird seit einigen Monaten
der Vorschlag für eine Integrale Agrarre-
form landesweit bekannt gegeben, der
gemäss seiner AutorInnen, dem Bäuer-
Innendachverband CNOC, dem Zusam-
menschluss der Nichtregierungsorgani-
sationen CONGCOOP sowie dem Agrar-
forum Plataforma Agraria detaillierte
und konkrete Verbesserungsvorschläge
für die Situation anbietet. Der Vorschlag
soll nächstes Jahr beim Nationalen
Agrarkongress offiziell verabschiedet
und dem Kongress vorgelegt werden.

Guatemala, 07. Dez. Aus dem ge-
planten 1. Nationalen Forum über Mi-
nen wurden zwei, da die Umweltorgani-
sationen sich in dem von offizieller Seite
organisierten Anlass zu wenig vertreten
fühlten und kurzerhand eine Parallelver-
anstaltung organisierten. Dies zeigt ein-
mal mehr, wie konträr sich die staatlichen
und die zivilgesellschaftlichen Positio-
nen gegenüberstehen. Ein "Dialog" fand
in Form eines kurzen Besuchs des Ener-
gieministers beim Alternativforum statt,
wo er sich bereit erklärte, die Argumente
der GegnerInnen anzuhören.

Die Regierung propagiert den Berg-
bau als einzig mögliche Quelle wirt-
schaftlichen Wachstums für die Region
und somit fürs ganze Land und bezieht
sich auf die Umweltverträglichkeitsprü-
fung des kanadischen Goldminenunter-
nehmens Montana Exploradora, die in
Sipacapa das Projekt Marlin betreiben
will, als Nachweis der Unbedenklichkeit
der Vorhaben. Deswegen kündigte Ber-
ger auch an, sich weiter für die Konzes-
sionsvergabe einzusetzen, den Abbau
von Erdöl eingeschlossen. Dieser steht
derzeit in der Region „Cuenca Petén Sur“
zur Disposition, die den Norden des De-
partements Alta Verapaz, Quiché und
Huehuetenango bzw. den Westen des
Petén und die Hügel samt Fluss Usuma-
cinta im so genannten Becken „del Arco
de La Libertad“ einbezieht.

Die in der Gegend lebende Bevöl-
kerung, die von nationalen und interna-
tionalen Umweltorganisationen in ihrer
Kritik gestärkt wird, ist ganz anderer

Meinung. Sie weist darauf hin, dass bei-
spielsweise in der Nähe der anvisierten
Erdölfelder weitreichende Wasserquel-
len und die Gegend versorgende Flüsse
liegen, die bei Aufnahme von Ölförde-
rungsoperationen unweigerlich in Ge-
fahr der Verschmutzung geraten. Im Ta-
gebau des Goldabbaus wird der dafür
notwendige Einsatz der hochgiftigen
Blausäure Zyanid sowohl den Boden als
auch die Luft der Region verschmutzen.
Auch das Argument der Arbeitsplatzbe-
schaffung durch die Minenindustrie
verliert in der Argumentation der Geg-
nerInnen an Halt, würden doch an die
lokalen Arbeitskräfte lediglich nicht-qua-
lifizierte, jedoch schwere und gesund-
heitsschädigende Tätigkeiten überge-
ben und die Gemeinden durch den Im-
port von externen Interessen und Fach-
kräften zerrüttet. Ausserdem sei der Ver-
gleich mit anderen Ländern unzulässig,
denn dieser verschleiere die jeweiligen
Realitäten. So basieren die positiven
Bergbau-Erfahrungen, von denen der
kanadische Botschafter aus seinem Land
berichtet, auf der Voraussetzung, dass
die dort aktiven Unternehmen in kana-
discher Hand sind, in Guatemala dage-
gen bewerben sich transnationale Un-
ternehmen um die Abbaukonzessionen.
Von deren Gewinnen bleibt derweil ge-
rade einmal 1% im Land. Im Moment ist
die Explotation von 418 Minen geplant,
davon 93 Goldminen. 260 Lizenzanträge
sind eingereicht und warten auf ihre
Bewilligung.

Ein aktueller Reformvorschlag des

so gut wie nicht existenten Minengeset-
zes sieht vor, diese Gewinnbeteiligung
auf 10% zu erhöhen. Ein Grossteil da-
von sollte in die durch die Industrie be-
troffenen Departements fliessen, der
Rest landesweit in soziale Infrastruktur
investiert werden. Die Rechtsmodifika-
tion würde zudem die gesetzliche Über-
nahme des von Guatemala ratifizierten
Artikels 169 der Internationalen Ar-
beitsorganisation (ILO) beinhalten,
nach dem die in der Region der industri-
ellen Operationen lebende Bevölkerung
im Vorhinein konsultiert und an Planung
und Gewinn zu beteiligen sind. Doch da
die Kongresssitzungen, in denen Geset-
ze verabschiedet werden könnten, für
dieses Jahr bereits vorbei sind, muss die
Reform bis zum nächsten Jahr warten.
Derweil können die Verantwortlichen die
rechtliche Vakanz noch nutzen, wie es
der Bürgermeister in Sololá zum Unmut
der Bevölkerung jetzt tat, in dem er den
Abriss der Fussgängerbrücke über die
viel befahrene und unübersichtliche
Kreuzung Los Encuentros genehmigte.
Es wird vermutet, dass dies dem Zweck
dienen soll, den 50-Tonnen-LKW freie
Fahrt zu gewähren, um die für den Mi-
nenbergbau notwendigen schweren Ma-
schinen nach Huehuetenango zu trans-
portieren. Doch die Bevölkerung ist in-
zwischen landesweit sensibilisiert und
demonstriert gegen den Machtmiss-
brauch der Regierung. Auch die Katho-
lische Kirche unterstützt weiterhin und
ohne Rücksicht auf Divergenzen mit dem
Staat die protestierende Gesellschaft.

Minenbergbau umstritten


